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Bemerkungen über das Verhältniß von Reichsgericht 
zu Verwaltungsgerichtsbarkeit. 
Von Dr. Karl von Kißling. 
II. 


Man kann daher ganz wohl mit dem Verfaſſer des Aufſatzes 
in der Gerichts⸗Zeitung einverſtanden ſein, daß irgend eine Löſung der 
Competenzfrage zwiſchen Reichsgericht und Verwaltungsgericht noth⸗ 
wendig ſei und daß die tarative Aufzählung der Agenden des letztern 
keine ſolche wäre, welche die gegenwärtige Belästigung des Reichsge⸗ 
richtes vermindern würde — ohne deſſen Vorſchläge zu billigen. 

Mir ſcheint die Löſung nur auf zwei Wegen möglich. 

Der eine Weg wäre der, daß man die Competenz des Reichs⸗ 
gerichtes genau durch taxative Aufzählung der ihm zugewieſenen Fälle 
fixirte und bezüglich der Verwaltungsgerichtsbarkeit ſich mit der allge⸗ 
meinen Feſtſtellung der Competenz begnügte. 

Darnach könnte das Reichsgericht zu beſtellen ſein: 

a. = Competenzgerichtshof für alle wie immer gearteten Streitig⸗ 
eiten; 

b. als Gericht für aus dem Titel des öffentlichen Rechtes entſprin⸗ 
gende Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen den einzelnen Ländern unter 
einander und mit dem Reiche; 

c. als Gericht wegen Verletzung politiſcher Rechte. 

Alle übrigen Streitigkeiten des öffentlichen Rechtes blieben für 
die Judicatur des Verwaltungsgerichtshofes. 

Dieſer Weg führte allerdings zu einer klaren Competenz, er 


Zu einer allen Forderungen eines gerichtlichen Organismus 
entſprechenden Rechtſprechung in Streitigkeiten des öffentlichen Rechtes 
dürfte hingegen folgender Weg führen: 

Es iſt nämlich nicht einzuſehen, warum über oft ſehr wichtige 
und bedeutende Rechtsanſprüche, welche ſich auf einen Titel des öffent⸗ 
lichen Rechtes gründen, inappellabel von einer einzigen Inſtanz ge⸗ 
urtheilt werden ſoll. 

Welche Oppoſition würde nicht jede Regierung erfahren, wenn 
ſie den Staatsbürgern zumuthen würde, ſich mit der Inappellabilität 
der Entſcheidungen der Civilgerichte zu begnügen; und hier foll, weil 
den Verfaſſern der Staatsgrundgeſetze das Gebiet des ſtreitigen öffent⸗ 
lichen Rechtes nicht klar war, gar kein weiteres Rechtsmittel zu⸗ 
läſſig fein. 

Es handelt ſich eben in fraglichen Agenden nicht bloß um Cor⸗ 
recturen der Adminiſtration bei welchen bereits im adminiſtrativen 
Wege alle thatſächlichen und rechtlichen Momente genügend erörtert 
wurden und daher allenfalls eine Ueberprüfung von Seite eines höheren 
Organes genügt, ſondern um die Rechtsfrage, welche in den admini⸗ 
ſtrativen Verhandlungen, wenn auch erörtert, doch nicht von einem un⸗ 
abhängigen Gericht beantwortet wurde. 

Es iſt weiters auch ein fehr bedenklicher Vorgang, für alle Rechts⸗ 
entſcheidungen verſchiedene oberſte Inſtanzen hinzuſtellen und dabei 
Gefahr zu laufen, daß ſich in jeder derſelben entgegengeſetzte wider⸗ 
ſprechende Rechtsgrundſatze bilden, welche ein förmliches Chaos in 
der Praxis erzeugen müſſen. 

Wer kann es eben hindern, daß das Reichsgericht den Rechts⸗ 
ſatz aufſtellt: Der Staat hafte für Beamtendelicte, und in einem Falle 
als eine ſolche Klage vorliegt, den Staat zum Schadenerſatze verur⸗ 
theilt — während der Verwaltungsgerichtshof ſolche Haftung nicht 
begründet findet. 

Ueberall, wo es ſich um die Herſtellung eines gerichtlichen Or⸗ 
ganismus handelt, ſucht man eine höchſte Inſtanz hinzuſtellen, welche 
vor allem die Aufgabe hat, für die Wahrung der Einheit der Rechts⸗ 
grundſätze zu ſorgen — nur hier ſoll dieſe Rechtseinheit gar nicht 
nothwendig ſein. 

Es ſei mir geſtattet, hier auf das hinzuweiſen, was ich bereits 
in meiner Schrift: Der Rechtsſchutz des Einzelnen gegenüber der Ge⸗ 
ſammtheit, Wien 1871, S. 41 ff. geſagt habe: 

„Der Schutz der Rechte des Einzelnen kann, wenn dieſe in 
einem gegebenen Falle verletzt werden, nur durch einen Richterſpruch 
gewährt werden. Dazu iſt ein unbefangenes unabhängiges Organ und 
ein dem Weſen des öffentlichen Rechtes entſprechendes Berfahren noth⸗ 
wendig. Dieſes Organ muß einheitlich geftaltet fein und einen Rechts⸗ 
zug zulaſſen. Mehrere coordinirte Cauſalgerichte des öffentlichen Rechtes 
ſind nicht zu empfehlen. Abgeſehen von den Schwierigkeiten, welche 
das Nebeneinanderbeſtehen verſchiedener Organe mit ähnlicher Com⸗ 
petenz in der Praxis erzeugt und die finanziellen Mehrauslagen, 
welche damit verbunden ſind, beſteht der größte Nachtheil darin, daß 


würde das Reichsgericht entlaſten und für eine Rechtſprechung in allen ſich aus der von differirenden Anſchauungen und Auffaſſungen ge⸗ 


Fällen Sorge tragen. Aber der Organismus ſelbſt wäre dabei ein 
ganz unvollkommener. 


leiteten Spruchpraxis verſchiedener Organe niemals feſte Rechtsgrund 
ſätze herausbilden können und daher die Principloſigkeit des öffent⸗ 


lichen Rechtes permanent bleiben wird. Wir haben jetzt den Staats⸗ 
gerichtshof, das Reichsgericht, Verwaltungsgericht, dann alle Inſtanzen 
der Civilgerichtsbarkeit, wenn durch Adminiſtrativ⸗Entſcheidungen Pri⸗ 
vatrechte berührt werden. Alle dieſe ſprechen unmittelbar oder mittel⸗ 
bar auf dieſem Gebiete Recht. Wäre es nicht beſſer, anſtatt aller 
dieſer Organe für die Rechtſprechung in Streitigkeiten des öffent⸗ 
lichen Rechtes einen Organismus mit ordentlichem Inſtanzenzug und 
einem oberſten Gerichtshofe zu ſchaffen?“)“ 

Könnte als ſolcher oberſter Verwaltungsgerichts- und Caſſations⸗ 
hof das Reichsgericht nicht Beſſeres wirken, als jetzt, wo es von Vielen 
angerufen, Wenigen entſprechen und dem Vorwurfe der Competenz⸗ 
überſchreitung ſelten entgehen kann? 

Eine ſo vollkommene ausreichende Rechtscontrole iſt ſicherlich 
nicht gegen das Intereſſe des Staates, der eben nur durch die Herr⸗ 
ſchaft des Geſetzes Achtung und Kraft beſitzt. Eine Differenz zwiſchen 
den Rechten der Einzelnen und den Anſprüchen der Geſammtheit 
muß auf dieſem Wege immer lösbar ſein. 

Das öffentliche Recht gehört allerdings ſeinem Weſen voraus 
dem Staate an, wie Herr Dr. v. Roſas meint, denn es iſt eben deſſen 
Recht — es beſteht wenn auch nicht nur, ſo doch um des Staates 
willen — der Staat beſteht aber ſelbſt nur wieder wegen der Ein⸗ 
zelnen. Eine Verletzung der Rechte dieſer zu Gunſten der Geſammt⸗ 
heit ſchädigt daher wenigſtens mittelbar den Staat auch. 

Daß gegenwärtig leider noch ſehr haͤufig der Staat und die 
Einzelnen ſich als natürliche Gegner anſehen und bekämpfen, läßt 
fi) nicht läugnen. Die Harmonie iſt eben nur durch die Herrſchaft 
des Geſetzes herzuſtellen, und nicht durch Rechtsverkürzung, ſondern 
durch Rechtsgewährung wird der Friede geſchaffen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Der Verhandlung und Entſcheidung über einen Brückenbau können 
die Beſtimmungen der Waſſerrechtsgeſetze zu Grunde gelegt werden. 


Das Conſortium A., welchem bereits im Jahre 1869 vom 
Miniſterium des Innern die Ermächtigung zu den vorbereitenden Maß⸗ 
regeln zur Errichtung einer Actiengeſellſchaft für den Bau einer Fahr⸗ 
und Gehbrücke über die Moldau von P. nach S. ertheilt worden iſt, 
hat in der bei der böhmiſchen Statthalterei am 3. Mai 1871 über⸗ 
reichten Eingabe um die Bewilligung zur Ausführung des beabſich⸗ 
tigten Brückenbaues nach den vorgelegten Bauplänen angeſucht. 

In dieſer Eingabe wurde darauf hingewieſen, daß die projec- 
tirte Brücke an dem einen Ufer das Gebiet der Stadt P. und am 
andern Ufer jenes der Bezirkshauptmannſchaft S. berühre, daß ſonach 
im Sinne der 8$ 75 und 76 des böhmiſchen Landesgeſetzes vom 28. 
Auguſt 1870, Nr. 71 Landesgeſetzblatt, über Benützung, Leitung und 
Abwehr der Gewäſſer die Statthalterei zur Entſcheidung competent fer. 

Bei der ſohin über Anordnung der Statthalterei gepflogenen 
commiſſtonellen Verhandlung wurden von dem Leiter der Commiſſton 
die Beſtimmungen des § 79 des ebenbezogenen Waſſerrechtsgeſetzes 
zur Richtſchnur genommen. 

Dagegen proteſtirten gleich bei der Verhandlung ſowohl der Ver⸗ 
treter der Gemeinde P. als auch die betheiligten Grundanrainer, in⸗ 
dem ſie ſich insbeſonders gegen die Zuläſſigkeit einer Expropriation 
der zur Ausführung des projectirten Brücken⸗ und Quaibaues erfor⸗ 
derlichen Grundflächen im Grunde des Waſſerrechtsgeſetzes ausſprachen. 
Hiebei machte der Vertreter der Gemeinde P. geltend, daß es ſich 
hier nicht um eine Anlage zur Leitung, Benützung oder Abwehr der 
Gewäſſer handle, daß vielmehr die projectirte Brücke als eine Ver⸗ 
längerung der Straßen der Stadt P. ſich darſtelle, nachdem das Fluß⸗ 
bett noch zum Gebiete dieſer Gemeinde gehöre. Die Gaſſen im Stadt⸗ 
gebiete ſeien aber Gemeindegut und unterliegen der Verwaltung der 
Gemeinde, weßhalb auch die Gemeindevertretung berufen ſei, darüber 
zu entſcheiden, ob ein ſolches Communicationsmittel nothwendig iſt 
und ob es die Gemeinde auf eigene Koſten herſtellen oder aber ihr 
Recht einem Andern abtreten will. 


) S. meinen vor Nevifton der Verfaſſung 1867 bei Beck in Wien anonym 


erſchienenen Entwurf eines Geſetzes über die Rechtſprechung in öffentlichen Angele⸗ 
genheiten. 
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| Da ungeachtet dieſer erhobenen Einwendungen den commiſſio⸗ 
nellen Verhandlungen die Beſtimmungen des Waſſerrechtsgeſetzes zu 
Grunde gelegt wurden, ſo beſchwerten ſich dagegen bei der Statthal⸗ 
terei die betheiligten Anrainer und der Stadtrath in P., der letztere 
mit dem Begehren, es möge das Conſortium vorerſt an die Gemeinde- 
vertretung in P. gewieſen werden. 

Die Statthalteret, welche ſich zur Entſcheidung in erſter In⸗ 
ſtanz competent fand und weiter erkannte, daß das Waſſerrechtsgefetz 
auf den vorliegenden Fall Anwendung finde, hat die vorerwähnten 
Beſchwerden des Stadtrathes in P. und der betheiligten Anrainer mit 
Erlaß vom 25. December 1871, 3. 36.815 mit der Motivirung ab⸗ 
gewieſen, „daß jeder Unterbau einer Brücke über einen Fluß als ein 
Waſſerbau angeſehen werden müſſe, welcher auf den Lauf und das 

Gefälle des Waſſers, beziehungsweiſe des Flußes Einfluß nehme und 
auf den ſomit die Beſtimmungen des Waſſerrechtsgeſetzes, insbeſonders 
| jene der 8$ 17, 42 und 43 Anwendung finden“. 

Mit der Entſcheidung vom gleichen Tage, 3. 59.695 hat die 
Statthalterei dem Conſortium im Grunde der einſchlägigen Beſtim⸗ 
mungen des Waſſerrechtsgeſetzes vom 28. Auguſt 1870 die Bewilli⸗ 
gung zur Errichtung einer Ueberfahrts⸗ und Gehbrücke über die Moldau 
von P. nach S. unter gewiſſen Bedingungen ertheilt und hiebei aber⸗ 
mals bemerkt, daß die Beſtimmungen des Waſſerrechtsgeſetzes in dem 
vorliegenden Falle umſomehr Anwendung finden, „als jeder Brücken⸗ 
bau, bei welchem ſteinerne Pfeiler im öffentlichen Gewäſſer und über⸗ 
dies auch Uferregultrungen ausgeführt werden, bezüglich ſeines Unter⸗ 
baues ein Waſſerbauwerk und unmittelbar ein Stauwerk ſei, welches 
auf den Lauf und das Gefälle des Waſſers und die allfälligen Rechte 
der Anrainer Einfluß nehmen kann“. 

Dem von den betheiligten Anrainern gegen die Statthalterei⸗ 
Entſcheidung vom 25. December 1871, 3. 36.815 eingebrachten Mi⸗ 
niſterialrecurſe hat das Miniſterium des Innern im Einvernehmen mit 
dem Ackerbauminiſterium mit dem Erlaſſe vom 26. März 1872, 3. 
2564 keine Folge gegeben. Km. 


Regelmäßige Armenbetheilung aus dem Pfarrarmeninſtitute einer 
anderen Gemeinde als Hinderniß der Heimatserwerbung durch qua⸗ 
lificirten Aufenthalt. 


Eva L. wohnte von 1824 ununterbrochen bis Ende 1870, 

alſo 46 Jahre lang, in der Gemeinde S. Sie erhielt ſchon ſeit 1834 
von dem Armeninſtitute in R. eine regelmäßige Unterſtützung an Geld 
und Naturalien, welche ihr monatlich durch einen Boten eigens nach 
S, zugeſchickt wurden. Dieſe Betheilung erfolgte auf Grund einer 
Erklärung des Pfarramtes R. vom 16. Mat 1830, womit der Eya 
L. auch erlaubt wurde, „ſich wo immer aufzuhalten, mit dem Bedeu⸗ 
ten, daß ſie im Erkrankungs⸗ oder ſonſtigen Armuthsfalle dem Armen⸗ 
inſtitute der Aufenthaltsgemeinde S. nicht zur Laſt zu fallen, ſondern 
an das Armeninſtitut in R. Anſpruch zu nehmen habe.“ Aus welchem 
Titel dieſe Urkunde ausgeſtellt wurde, konnte nicht ermittelt werden. 
Die regelmäßige Armenbetheilung ſeitens der Pfarre R. war auch, 
wie conſtatirt worden, der Grund der Duldung der ganz ausweis⸗ 
loſen Eva L. in der Gemeinde S. 

Als die Eva L im Jahre 1870 ihren letztinnegehabten Unter⸗ 
ſtand im Hauſe Nr. 38 in der Gemeinde S. in Folge einer vor⸗ 
gefallenen Beſitzveränderung verloren hatte, wurde fie über Anſinnen 
der Gemeinde S. ohne Weigerung auf Veranlaſſung der Armeninſti⸗ 
tutsvorſtehung in R. mittelſt Wagen abgeholt und nach R. transpor⸗ 
tirt, wo ſie ſeitdem Aufenthalt genommen. 

Anläßlich der Verhandlung zur Ermittlung des Heimatrechtes 
der Eva L. verweigerte die Gemeinde S. die Anerkennung der 
Zuständigkeit der Mehrgenannten dahin im Hinblicke auf die ſeit 1834 
erfolgte Armenbetheilung derſelben von R., welche eine Erſitzung des 
Heimatrechtes unmöglich gemacht habe, ſodann im Hinblicke auf die 
noch im Jahre 1870 über einfaches Anſinnen erfolgte Abholung der 
Pfründnerin nach R. Dagegen behauptete die Gemeinde R., daß Eva 
L. jedenfalls das Heimatrecht in S. erſeſſen habe, weil die Armen⸗ 
betheilung nicht von der Ortsgemeinde, ſondern vom Pfarr⸗ 
armeninſtitute geleiſtet wurde, welches noch dazu ſich über fünf 
Ortsgemeinden erſtreckte, ſo daß man gar nicht behaupten könne, daß die 
Pfarrarme von R. gerade der Ortsgemeinde R. angehört habe. 
| Da die Bezirkshauptmannſchaften W. und St. ſich nicht einigen 


konnten, kam die Statthalterei in die Lage zu entſcheiden; ſie that dies in 
folgender Weiſe: „Eva L. habe bis zum Tode ihres Mannes, im 
Jahre 1846, deſſen Heimatrecht getheilt. Derſelbe ſoll zwar von 
1824 bis 1846 in S. gewohnt haben; allein es laſſe ſich in 
keiner Weiſe feſtſtellen, ob dieſer Aufenthalt ſo beſchaffen war, 
daß er die Zuſtändigkeit gegen alle Einwendungen der Gemeinde 
begründet habe. Wolfgang L., der Gatte der Eva L. ſei in B. geboren 
und es erſcheine daher ungewiß, ob er jemals in R. oder S. das 
Heimatrecht erlangte, namentlich gelte dies von der Gemeinde S., 
weil Eva L. ſchon im Jahre 1834 von der Pfarrgemeinde R. ver⸗ 
ſorgt wurde, was in der Regel nur auf Grund der Zuſtändigkeit 
geſchehe. Aus dieſem Grunde habe Eva L. nach dem Tode ihres 
Mannes auch ſelbſtſtändig das Heimatrecht in S. nicht erſitzen können. 
Andererſeits beweiſe aber die Armenbetheilung noch nicht, daß die 
Genannte nach R. zuſtändig ſei weil dieſe Betheilung nur vom Ar⸗ 
meninſtitute in R und in Folge einer Zuſicherung erfolgt ſei, deren 
Titel ganz unbekannt iſt. Eva L. müſſe ſonach als heimatlos erklärt 
und gemäß § 19, P. 2 des Heimatgeſetzes der Gemeinde S. zuge— 
wieſen werden.“ 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 27. Jänner 1872, 
Z. 46 die in Recurs gezogene Statthalterei⸗Entſcheidung aus deren 
Gründen beſtätigt. 1 8Pf. 


Zur Frage, ob die Errichtung eines Bäckerei - Backofens als Be: 
triebsanlage im Sinne des $ 31 Gew.⸗Ordnung anzuſehen komme. 


Der Stadtrath in S. hat auf Grund der Localerhebung im 
Jahre 1866 dem Bäckermeiſter Joſeph H. die Bewilligung zum Auf⸗ 
baue eines Bäckerei⸗Backofens in dem ebenerdigen Hofflügel ſeines 
Hauſes in S. mit dem Beiſatze ertheilt, daß die Localität gewoͤlbt, 
der Kamin in der geſetzlichen Breite und Höhe erbaut und überhaupt 
alles zur Beſeitigung der Feuersgefahr Nothwendige verfügt werden 
müffe. Fünf Jahre ſpäter, d. i. im April 1871, brachte der Beſitzer 
des an die Bäckerei angrenzenden Hauſes Wenzel P. v. K. ein Ge⸗ 
ſuch beim Stadtrathe ein, worin er anführte, daß er zu der Baucom⸗ 
miſſton anläßlich des Baues des Bäckerei⸗Backofens des Joſeph H., 
bei welcher Commiſſton derſelbe in der Eigenschaft eines Sachverſtän⸗ 
digen intervenirt und als ſolcher keine Einwendung gegen den Bau 
erhoben hatte, als Anrainer nicht vorgeladen worden ſei, daß H. die 
Bedingungen des Bauconſenſes nicht erfüllt habe, indem er, anſtatt 
einen neuen Backofen und einen neuen Kamin in der geſetzlichen 
Breite und Höhe aufzubauen, bloß die gemeinſchaftliche Mauer aus⸗ 
ſpitzen ließ und für den Backofen den in der gemeinſchaftlichen Mauer 
befindlichen Kamin benützt, wodurch die angrenzende Wohnung des 
Nachbarhauſes ſelbſt zur Zeit der größten Kälte wegen unerträglicher 
Hitze ohne Schaden für die Geſundheit der Bewohner nicht bewohnt 
werden kann, dadurch der Miethzins entgeht, die gemeinſchaftliche Maner 
in Folge des im Backofen unterhaltenen Feuers bedeutenden Schaden 
leide und dieſer Bau auch den Vorſchriften des §S 855 a. b. G. B. 
entgegenſtehe. Seine Bitte ging dahin, dem H. die Wiederverſetzung 
der Mauer in den vorigen Stand, die gehörige Wölbung des Back⸗ 
ofens und die Erbauung eines neuen Kamins aufzutragen. 

Dieſem Anſuchen des Wenzel P. v. K. hat der Stadtrath von 
S. keine Folge gegeben, weil bei der gepflogenen commiſſtonellen Er⸗ 
hebung nichts gegen die Bauordnung verſtoßendes gefunden, insbe⸗ 
ſondere der Kamin als hinreichend und im Sinne des Bauconſenſes 
hergeſtellt erkannt worden ſei, übrigens die Frage bezüglich der grö⸗ 
ßeren oder geringeren Benützung der gemeinſchaftlichen Mauer und des 
gemeinſchaftlichen Kamines auf den Rechtsweg gehöre. 

Darauf reichte P. v. K. bei der Bezirkshauptmannſchaft in S. 
eine Beſchwerde ein, in welcher er geltend machte, daß zur Errichtung 
eines Bäckerei⸗Backofens, nachdem es ſich um den Betrieb eines Ge⸗ 
werbes mit Feuerſtätte handelte, nach SS 31 und 37 der Gewerbe⸗ 
Ordnung die Genehmigung der Bezirkshauptmannſchaft erforderlich 
war und vor der rechtskräftigen Entſcheidung über die Zuläſſigkeit der 
Betriebsanlage nach der Gewerbe⸗Ordnung im Sinne des § 18 der 
Bauordnung die Bewilligung zur Erbauung dieſes Backofens nicht 
hätte errheilt werden ſollen. Sonach bat P. v. K. unter Berufung 
auf die $$ 102 und 103 der Gemeinde-Orbnung um die Behebung 
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b des vom Stadtrathe in S. ertheilten Bauconſenſes und um Verhal⸗ 
tung des H. zur Beſeitigung jenes Backofens. 


f Die Bezirkshauptmannſchaft hat dieſem Anſuchen nicht will⸗ 
fahrt, „weil zur Errichtung des erwähnten Backofens nach § 33 der 
Gewerbeordnung ein Edictalverfahren und ein Einfluß der politiſchen 
Behörde nicht nothwendig, nach 88 28, 66 und 99 der Gemeinde⸗ 
ordnung und § 82 der Bauordnung zur Ertheilung der Baubewilli⸗ 
gung das Stadtamt und im Berufungswege der Bezirksausſchuß 
competent ſei, daß überdies die ertheilte Baubewilligung ſchon längſt 
b e 1 15 bezüglich der gemeinſchaftlichen Be⸗ 
nutzung der Mauer und des Kamines daher zur Enticheidun: 
Gerichtsbehörden gehöre.“ e e e e 

Ueber Recurs des P. v. K. an die Statthalterei hat dieſe ent⸗ 
ſchieden, „daß die Anlage eines zum Betriebe des Bäckereigewerbes 
beſtimmten Backofens im Hinblicke darauf, daß derſelbe Tag und 
Nacht geheizt wird und durch die ſtarke Feuerung und den ſich ent⸗ 
wickelnden Rauch die Nachbarſchaft ſehr beläſtigen kann, als eine ge⸗ 
werbliche Betriebsanlage zu betrachten ſei, bei welcher nach §8 31 
und 141 der Gewerbeordnung eine Conſentirung durch die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft als Gewerbsbehörde erſter Inſtanz ſtattzufinden hat; 
bei welcher ferner nach § 37 der Gewerbeordnung und § 18 der 
Bauordnung die Baucommiſſion mit der gewerblichen Verhandlung 
ſoviel als möglich zu vereinen iſt und die Bewilligung zu einer ſolchen 
Bauführung nicht ertheilt werden darf, bevor über die Zuläſſigkeit der 
Betriebsanlage nach der Gewerbeordnung rechtskräftig entſchieden ſei“. 
Zugleich wurde der Bezirkshauptmannſchaft auf Grundlage der citirten 
Geſetzbeſtimmungen die Amtshandlung bezüglich des dem Beſcheide 
des Stadtrathes von S. zu Grunde liegenden Einſchreitens des Joſeph 
H. aufgetragen. 


Die Bezirkshauptmannſchaft hat dieſe Statthalterei⸗Entſcheidung 
dem Stadtrathe mit der Aufforderung intimirt, den H. zur Vorlage 
der nöthigen Baupläne und des Situationsplanes zum Behufe der 
Einleitung des Edictalverfahrens anzuweiſen. 


Im Miniſterialrecurſe brachte Joſeph H. vor, daß er auf 
Grund des längſt rechtskräftig gewordenen Bauconſenſes des Seer 
Stadtrathes den Backofen erbaut; daß der bei der Baucommiſſton 
anweſend geweſene P. v. K. keine Einwendungen erhoben habe und erſt 
nach vielen Jahren Anſtände mache. Der § 31 der Gewerbeordnung 
könne auf ſeinen Bäckerei⸗Backofen nicht angewendet werden, weil 
unter dem Begriffe „Feuerſtätte“ kein Backofen, ſondern ein offener 
Ort zum Anmachen und Anfachen des Feuers, z. B. bei Schmieden, 
Schloſſern ꝛc. verſtanden werde; auch könne ein vorſchriftsmäßig ge- 
bauter und nur Wärme entwickelnder Backofen weder der Geſundheit 
ſchädlich, noch für jemanden gefährlich ſein, noch durch üblen Geruch 
oder ungewöhnliches Geräuſch die Nachbarſchaft beläſtigen. Die ſtarke 
Heizung des Backofens könne nur auf das Locale, in dem er ſich 
befindet und auf die bei demſelben beſchäftigten Leute, nicht aber auch 
auf, von dem Backofen durch eine ſtarke Mauer getrennte Localitäten 
und deren Bewohner eine Wirkung ausüben. Endlich müſſe ſich Re⸗ 
current gegen das Anfinnen der Bezirkshauptmannſchaft S. wegen 
Vorlage von Bau- und Situationsplänen zum Behufe der Einleitung 
des Edictalverfahrens verwahren, weil unter den im § 33 der Ge⸗ 
werbeordnung aufgezählten, dem Edictalverfahren unterliegenden Be⸗ 
triebsanlagen der Bäckereibeſrieb oder die Anlage eines Bäckerei⸗Back⸗ 
ofens nicht vorkomme. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 20. April 1872, 3. 
4218 die Statthalterei-Eutſcheidung behoben, „weil der Anrainer 
Wenzel P. v. K. zu der im Jahre 1866 ſtattgefundenen Baucom⸗ 
miſſion als Sachverſtändiger beigezogen war und dennoch keine Ein⸗ 
wendungen gegen die Anlage dieſes Backofens erhoben hat, ſomit der⸗ 
malen, wo es ſich nur um das Intereſſe dieſes Nachbarn handelte, 
auf deſſen jo ſehr verſpaͤtete Einwendungen nach Ablauf von ſechs 
Jahren ohnehin nicht mehr eingegangen werden könnte, kein Grund 
vorliegt, eine Erhebung und Prüfung der Betriebsanlage nach § 31 
und § 32 der Gewerbe-Ordnung eintreten zu laſſen“. Kl. 


Auch in dem Falle, wenn eine Wahl in den Gemeindekörper wegen 

Mangels der Wählbarkeit überhaupt und nicht bloß wegen eines 

Ausnahme⸗ oder Ausſchließungsgrundes annullirt werden ſoll, ift 

die politiſche Bezirksbehörde und nicht die Landesſtelle zur Amts⸗ 
handlung competent“). 


Bei der Neuwahl des Gemeindeausſchuſſes in Th. am 19. April 
1870 wurde Willibald O. in den erſten Wahlkörper mit 8 Stimmen 
zum Mitgliede des Gemeindeausſchuſſes gewählt. Ueber den Bericht 
des alten Gemeindevorſtehers mit dem das Geſammtergebniß der Neu⸗ 
wahlen der Bezirkshauptmannſchaft in F. zur Kenntniß gebracht wurde, 
hat letztere Behörde die Wahl des Willibald O. im Grunde des § 31 
G. W. O. ) und unter Berufung auf den $ 25 G. O. als unge⸗ 
ſetzlich außer Kraft geſetzt, weil O. in der Gemeinde Th. weder das 
active noch das paſſive Wahlrecht beſitze. Zugleich wurde der Gemeinde⸗ 
vorſteher beauftragt, gemäß § 21 G. O. denjenigen Erſatzmann in 
den Ausſchuß zu berufen, welcher in dem Wahlkörper, von welchem O. 
gewählt wurde, die meiſten Stimmen erhalten hat. 

Im Recurſe gegen dieſe Entſcheidung machte O. geltend. er ſei 
ſeit dem Jahre 1841 gemeinſchaftlicher und rechtlicher Beſttzer der 
Bauernwirthſchaft Nr. 35 in Th. und wenn auch das Eigenthum der 
Realität Nr. 35 im Grundbuche lediglich auf den Namen ſeiner Frau 
eingetragen ſei, ſo beſtehe doch zwiſchen ihm und ſeiner Gattin ein 
nicht verbücherter Vertrag über ihre Bermögens⸗ und Beſitzverhältniſſe 
ſo wie denn die Thatſache des gemeinſchaftlichen Beſitzes in der ganzen 
Gemeinde bekannt ſei. 

Bei Vorlage des Recurſes bemerkte der Bezirkshauptmann, daß 
O. weder in der Steuerliſte noch in der Wählerliſte in Th. einge⸗ 
tragen erſcheine, dieſerhalb auch nicht reclamirt habe und das Wahl⸗ 
recht immer bloß im Namen ſeiner Ehegattin ausgeübt habe. 

Die Landesregierung gab dem Recurſe des O. keine Folge, be⸗ 
merkte aber der Bezirkshauptmannſchaft, für die Zukunft derartige 
Fälle der Landesregierung zur competenten Entſcheidung vorzulegen, 
„weil nach § 31 Alin. 4 der G. W. O. die politiſche Bezirksbehörde 
nur jene Wahlen, die auf Perſonen gefallen, welche von der Wähl⸗ 
barkeit „ausgenommen“ oder „ausgeſchloſſen“ find (SS 10 und 11 
G. W. O.) in erſter Inſtanz als ungeſetzlich außer Kraft zu ſetzen hat“. 

Der gegen die Entſcheidung der Landesregierung weiters er⸗ 
griffenen Berufung des Willibald O. hat das Miniſterium des Innern 
unterm 20. April 1872, 3. 4335 im Hinblick auf die Motive der 
angefochtenen Entſcheidung keine Folge gegeben, bemerkte aber zugleich, 
„daß in dem vorliegenden Falle die politiſche Bezirksbehörde und nicht 
die Landesſtelle zur Entſcheidung in erſter Inſtanz competent war, 
nachdem von der Wählbarkeit in der Gemeinde nicht allein die im 
§ 10 und § 11 der G. W. O. angeführten, ſondern auch jene 
Perſonen ausgenommen ſind, denen nach Maßgabe der Beſtimmungen 
des 8 9 G. W. O. das paſſive Wahlrecht in der Gemeinde nicht zu⸗ 
kommt, ſomit der Abſatz 4 des § 31 G. W. O. auch auf die letzt⸗ 
erwähnten Perſonen ſeine volle Anwendung findet“. —2. 


Notizen. 


(Anzeige der Todesfälle von Mitgliedern des Herren- oder 
Abgeordnetenhauſes.) Wenn ein erbliches, ein durch die Kirchenwürde berufenes 
oder ein von Seiner Majeſtät auf Lebensdauer ernanntes Mitglied des Herrenhauſes 
oder ein Mitglied des Abgeordnetenhauſes des Reichsrakhes mit Tod abgeht, fo iſt der 
Landeschef, in deſſen Verwaltungsgebiet der Todfall ſich ereignet hat, oder in deſſen 
Verwaltungsgebiete der Verſtorbene ſein Domicil hatte, berufen, den Todfall dem 
Miniſter des Innern zur Kenntniß zu bringen. War der Verſtorbene ein erbliches 
Mitglied des Herrenhanſes, ſo iſt auch zu berichten, wer nunmehr das Haupt des mit 
der erblichen Reichsrathwürde beliehenen Adelsgeſchlechtes und ob dieſe Perſon bereits 
großjährig iſt, wer ſich zu dem fideicommiſſariſchen oder ſonſtigen Güterbeſitze des 
Verſtor benen erbserklärt hat und ob die Erbsantretung von der Abhandlungsinſtanz 


) Man vergleiche auch die Mittheilung in Nr. 20, S. 78 des Jahrganges 
1872 dieſer Zeitſchrift. 

) Die Citate aus der Gemeinde⸗Wahlordnung und aus der Gemeinde⸗ 
Ordnung beziehen ſich auf das Ge meindegeſetz für Schleſien. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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angenommen worden iſt. — Letzterer Bericht kann, falls die einſchlägigen Auskünfte 
nicht gleich zur Hand find, jpäter als die Todfallsanzeige erſtattet werden. (Erlaß des 
Miniſters des Innern vom 15. December 1869, 3. 5177). 


(Zum $ 1480 des a. b. G. B.) Der Anſpruch eines Communalarztes auf 
Zahlung des ihm für Armenbehandlung und Leichenbeſchau zugeſicherten Betrages 
kann nicht unter den Begriff einer Abgabe im Sinne des § 1480 fubſumirt werden 
und es gehört die fragliche Entlohnung eben ſo wenig zu den Zinſen, Renten und 
Dienſtleiſtungen, unterliegt daher nicht der dreijährigen Verjährungszeit, ſondern der 
dreißigjährigen nach Maßgabe des § 1479 des a. b. G. B.; denn der § 1480 des 
b. G. B. ſpricht wohl von der Verjährung der Forderungen von über drei Jahre rück⸗ 
ſtändigen Dienſtleiſtungen ſelbſt, nicht, aber auch von dem Entgelte für Dienft- 
leiſtungen und eine analoge Anwendung tft, wo eine Ausnahmsbeſtimmung ($ 1480) 
in Frage ſteht, unzuläſſig. (Oberſtgerichtliche Entſcheidung vom 14. März 1872, 
Z. 14.242 ex 1871). 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den bisherigen Hofconeipiſten beim ungar. Miniſterium 
am Allerhöchſten Hoflager Albert Eperjeſy von Szäszvaros et Toti, dann 
die Conceptsaſptranten Adolf Grafen Beust und Ludwig Grafen Hun va dy zu Ge⸗ 
ſandtſchaftsattaches ernannt. : 
Seine Majeſtät haben dem ſtädtiſchen Buchhalter in Wien Bernhard Nedo⸗ 
bity das goldene Verdlenſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Referenten des Landesſchulrathes für Görz Statt⸗ 
haltereiſecretär Wilhelm Hahn v. Hahnenbeck den Titel und Charakter eines Re⸗ 
gierungsrathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den bisherigen zweiten Dollmetſch bei der Botſchaft in 
Conſtantinopel Legationsſecretär Guſtav Ritter von Kosjek zum erſten Dollmetſch 
und Honorarlegationsrath, den dritten Dollmetſch, Legationsſecretär Arthur v. We⸗ 
benau zum zweiten Dollmetſch und den Dollmetſch⸗Attache Alfred Bargher zum 
dritten Dollmetſch, dieſen letztern unter gleichzeitiger tarfreier Verleihung des Titels. 
eines Legationsſecretärs ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Primararzte im Wiener Verforgungshauſe am 
2 8 Dr. Johann Chraſtina den Titel und Rang eines Regierungsrathes 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Magazinsverwalter des Wiener Hauptzollamtes 
Franz Dauſcher anläßlich deſſen Penſtontrung das goldene Verdienstkreuz mit der 
Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe I. Claſſe bei der mähriſchen 
Statthalterei Anton Herlth anläßlich deſſen Penſionirung die Allerhöchſte Zufrieden⸗ 
heit ausdrücken laſſen und die Führung des Hofrathstitels bewilliget. 

Seine Majeſtät haben dem bisherigen Präſidenten der Handels⸗ und Gewerbe⸗ 
kammer in Raguſa und Gemeinderathe Anton Drobaz das Ritterkreuz des Franz. 
Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majestät haben dem Director des Blinden⸗Erziehungsinſtitutes in Wien: 
Mathias Pablaſek das Ritterkreuz des Franz Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeinderathe Johann Watzmann in Eggen⸗ 
burg das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Kanzleiofftcialen im Finanzminiſterium Joſeph⸗ 
Weidner tarfrei den Titel und Charakter eines Hilfsämter⸗Directionsadjnncten. 
verliehen. 

; Seine Majeſtät haben dem ordentlichen Profeſſor an der Wiener Univerfität 
Sectionsrathe Peter Harum tarfrei den Titel und Charakter eines Hoſrathes ver- 
liehen. 

a Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter in Wilten Michael Egger das gol⸗ 
dene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Stadtrathe zu Eger Franz Er nſt das goldene 
Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Bauadjuneten Johann Wernäk zum In⸗ 
genieur für den Staatsbaudienſt in Böhmen ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Ingenteur Karl Setti zum Oberingenieur 
und den Ingenieur Heinrich Kohl zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Gali⸗ 
zien ernannt. 


Erledigungen. 


Oberfinanzrathsſtelle bei der Finanzlandesdirectlon in Böhmen mit 2500 fl. 
eventuell 2100 fl. Gehalt und im Erledigungsfalle eine Finanzraths⸗ und Finanzbe⸗ 
zirksdirectorsſtelle mit 2000 fl. eventuell 1800 fl. Gehalt, bis Mitte Juni. (Amtsbl. 
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116. 
Sherbauratfaftete bei der Statthalterei für Tirol und Vorarlberg II. Claſſe 
mit 2500 fl. Gehalt, bis Mitte Juni. (Amtsbl. Nr. 118.) 

Zwei Finanzbezirksdirectorsſtellen bei der nieder⸗öſterr. Finanzlandesdirection 
mit je 2000 fl. eventuell 1800 fl. Gehalt und dem Titel und Charakter eines Finanz- 
rathes, bis Mitte Juni. (Amtsbl. Nr. 117.) 

Concipiſtenſtelle bei der böhmiſchen Statthalterei mit 1000 fl. eventuell 800 fl. 
bis Ende Mai. (Amtsb“. Nr. 115.) 

12 Bezirksarztesſtellen in Dalmatien mit 800 fl. Gehalt und Quinquenna zu⸗ 
lagen, bis 20. Juni. (Amtsbl. Nr. 119.) 


Für den Druck verantw ortlich C. Piſtori. 


